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betreffend das Patent 10 2010 014 394 
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… 

 

 

hat der 8. Senat (Technischer Beschwerdesenat) des Bundespatentgerichts auf 

die mündliche Verhandlung vom 29. November 2018 durch den Vorsitzenden 

Richter Dipl.-Phys. Dr. phil. nat. Zehendner, den Richter Dr. agr. Huber, den 

Richter Hermann sowie den Richter Dipl.-Ing. Brunn 

 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

 

 
G r ü n d e  

 
I. 

 

Auf die am 9. April 2010 durch die Beschwerdeführerin beim Deutschen Patent- 

und Markenamt eingereichte Patentanmeldung ist das Streitpatent 

10 2010 014 394 mit der Bezeichnung „Fahrzeugsitz mit Längseinsteller-Entrie-

gelungsvorrichtung“ erteilt und die Erteilung am 12. Dezember 2013 veröffentlicht 

worden.  

 

Gegen das Patent hat die Beschwerdegegnerin am 12. März 2014 Einspruch er-

hoben und beantragt, das Patent in vollem Umfang zu widerrufen.  

 

Die Einsprechende verweist dazu unter anderem auf die folgende Entgegenhal-

tungen: 

 

 E2 DE 10 2007 059 371 A1 und  

 E5 DE 199 15 280 A1  
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 D6: EP 2 003 011 A2  

 W5 Charles A. Harper, HANDBOOK OF PLASTIC PROCESSES, John 

Wiley & Sons Inc., 2006, S. 182-183 

 

wovon die E2 und die E5 schon im Prüfungsverfahren bzw. der Streitpatenschrift 

genannt wurden. 

 

Die Patentabteilung 16 des DPMA hat in der Anhörung vom 23. Februar 2016 das 

Streitpatent widerrufen. Die Patentabteilung hat ihre Entscheidung damit begrün-

det, dass der jeweilige Patentanspruch 1 nach Hauptantrag sowie Hilfsantrag 1 

unzulässig erweitert und daher nicht bestandsfähig sei, da diese Ansprüche auch 

Ausführungsformen umfassen würden, bei denen der verbindende Bereich allein 

bzw. der verbindende Bereich sogar nur teilweise eine Rippenstruktur aufweist. 

Eine solche teilweise Ausgestaltung der Rippenstruktur bzw. ein Hinweis auf eine 

solche Ausgestaltungsmöglichkeit sei den Anmeldeunterlagen jedoch an keiner 

Stelle zu entnehmen. Das neu in den Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag 2 aufge-

nommene Merkmal „wobei der gesamte Hebel eine Rippenstruktur aufweist“ sei 

dagegen in den ursprünglichen Anmeldeunterlagen und in der Patentschrift jeweils 

in Fig. 1 offenbart, womit der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag 2 somit zulässig 

geändert sei. Der Gegenstand des Patentanspruchs 1 nach Hilfsantrag 2 beruhe 

jedoch nicht auf einer erfinderischen Tätigkeit. Ausgehend von der E2 

(DE 10 2007 059 371 A1), die das Merkmal, wonach der gesamte Hebel eine Rip-

penstruktur aufweist, nicht offenbart, würde der Fachmann aus der D6 

(EP 2 003 011 A2) den entscheidenden Hinweis erhalten, dass durch die Verwen-

dung einer Rippenstruktur bzw. Gitterstruktur auf materialsparende Art und Weise 

ein stabiles, biege- und verwindungssteifes Bauteil, insbesondere ein Spritz-

gussteil aus Kunststoff, gefertigt werden könne. 

 

Gegen diesen Beschluss richtet sich die Beschwerde der Beschwerdeführerin und 

der Patentinhaberin vom 10. März 2016. 
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Sie stellt den Antrag,  

 

den angefochtenen Beschluss aufzuheben und das Patent in vol-

lem Umfang, hilfsweise im Umfang der Hilfsanträge 1, 2, 3, 4 oder 

5 beschränkt aufrechtzuerhalten. 

 

Die Beschwerdegegnerin und Einsprechende stellt den Antrag, 

 

die Beschwerde zurückzuweisen. 

 

Der geltende, erteilte Patentanspruch 1 nach Hauptantrag lautet in gegliederter 

Fassung: 

 

 1.1  Fahrzeugsitz (1) mit einer Längseinsteller-Entriegelungsvorrich-

tung, 

 1.2  aufweisend eine Schwenkachse (4b) 

 1.2a  mit zwei Lagerzapfen (4a), 

 1.3  einem Betätigungsarm (4c) und 

 1.4  mindestens einem Entriegelungsarm (4d) zum Entriegeln einer 

Verriegelungsvorrichtung (3) eines Sitzlängseinstellers, 

 1.5  welche zusammen einen Hebel (4) bilden, 

 1.6  wobei der Hebel (4) einstückig als Kunststoffspritzgussteil 

ausgebildet ist, 

 1.7  der Hebel (4) einen die beiden Lagerzapfen (4a) verbindenden 

Bereich aufweist, der entlang der Schwenkachse (4b) verläuft, 

und 

 1.8 zumindest dieser verbindende Bereich eine Rippenstruktur auf-

weist. 

 

Der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag 1 unterscheidet sich gegenüber dem 

Hauptantrag darin, dass im Merkmal 1.8 der Begriff „zumindest“ gestrichen wurde. 
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 1.8‘ zumindest dieser verbindende Bereich eine Rippenstruktur auf-

weist. 

 

Der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag 2 unterscheidet sich gegenüber dem Hilfs-

antrag 1 darin, dass er durch das zusätzliche, nach dem Merkmal 1.8‘ eingefügte 

Merkmal  

 

 1.9 und wobei der gesamte Hebel (4) eine Rippenstruktur auf-
weist. 

 

ergänzt wurde. 

 

Der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag 3 unterscheidet sich gegenüber dem Hilfs-

antrag 1 darin, dass der Anspruch durch das nach dem Merkmal 1.5 eingefügte, 

zusätzliche Merkmal  

 

 1.5a wobei die zwei Lagerzapfen (4a) miteinander fluchten und 
die Schwenkachse (4b) zum Verschwenken des Hebels (4) 
bilden, 

 

ergänzt wurde. 

 

Der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag 4 unterscheidet sich gegenüber dem 

Hauptantrag durch ein geändertes bzw. präzisiertes Merkmal 1.8‘‘: 

 

 1.8‘‘ zumindest dieser die Lagerzapfen (4a) verbindende Bereich, 

der Betätigungsarm (4c) und der Entriegelungsarm (4d) 
eine Rippenstruktur aufweist aufweisen. 
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Der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag 5 stellt eine Kombination der Hilfsanträge 3 

und 4 dar und enthält gegenüber dem Hauptantrag die zusätzlichen bzw. präzi-

sierten Merkmale 1.5a und 1.8‘‘. 

 

Wegen des Wortlautes der Patentansprüche und der weiteren Einzelheiten wird 

auf den Inhalt der Akten verwiesen. 

 

 

II. 
 

1. Die Beschwerde ist zulässig, in der Sache jedoch unbegründet, da sie nicht 

zu einer Aufhebung des angefochtenen Beschlusses und zur Erteilung eines Pa-

tentes führt, denn der Gegenstand des Anspruchs 1 stellt keine patentfähige Er-

findung im Sinne der §§ 1bis 5 PatG dar. 

 

Das Streitpatent betrifft einen Fahrzeugsitz mit einer Längseinsteller-Entriege-

lungsvorrichtung. 

 

Aus dem Stand der Technik sind gemäß der Patentschrift Längseinsteller für einen 

Kraftfahrzeugsitz bekannt, bei denen die Entriegelung von Hand mittels eines 

Handhebels erfolgt, welcher mit einer die beiden Halter verbindenden Welle ver-

bunden ist. Hierbei besteht zumindest die Welle üblicherweise aus einem Hohl-

profil aus Metall, welches mit zwei Armen aus Metall verschweißt ist. Diese Arme 

wirken zum Entriegeln auf besagte Entriegelungsklappen ein. Dabei kann der He-

bel entsprechend der E2 durch eine drehbar gelagerte, rohrförmige Welle mit an 

der Welle angeformten Kunststoffhebelarmen gebildet werden. 

 

Entsprechend der Streitpatentschrift liegt der vorliegenden Erfindung die Problem-

stellung zugrunde, einen Fahrzeugsitz mit einer Längseinsteller-Entriegelungsvor-

richtung der eingangs genannten Art zu verbessern. Durch das Vorsehen einer 

Längseinsteller-Entriegelungsvorrichtung aus Kunststoff anstelle einer Längsein-
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steller-Entriegelungsvorrichtung aus Metall ließen sich Gewicht und insbesondere 

Herstellungskosten einsparen, da die Herstellung relativ komplizierter Geometrien 

einstückig mittels Spritzgießens möglich sei und hierbei auch Einlagen, beispiels-

weise Lagerbuchsen, Federn oder Versteifungselemente eingespritzt werden 

könnten, so dass auch die Anzahl an Teilen verringert und der Zusammenbau 

vereinfacht werden könne. 

 

Als Fachmann kann ein Fachhochschulingenieur der Fachrichtung Maschinenbau 

oder Kunststofftechnik gesehen werden, welcher als Entwicklungsingenieur 

mehrjährige Erfahrung auf dem Gebiet der Komponentenentwicklung und Kompo-

nentenfertigung für Fahrzeugsitze bzw. Bedienelemente verfügt. 

 

Einige Merkmale bedürfen einer Auslegung: 

 

Entsprechend den Merkmalen 1.1 bis 1.5 weist der Fahrzeugsitz eine Längsein-

steller-Entriegelungsvorrichtung mit einem Hebel auf. Der Hebel wiederum weist 

eine Schwenkachse 4b mit zwei Lagerzapfen 4a (M1.2), einen Betätigungsarm 4c 

(M1.3) und mindestens einen Entriegelungsarm (4d) zum Entriegeln der Längs-

einsteller-Entriegelungsvorrichtung bzw. Verriegelungsvorrichtung auf. 

 

Die Lagerzapfen können entsprechend Anspruch 2 aus einem Nicht-kunststoff-

material bestehen und als Einlagen in das Kunststoffmaterial des Hebels (4) ein-

gespritzt sein. Entsprechend der Unteransprüche kann der Hebel noch weitere 

Bestandteile wie einen Endanschlag 4f am Betätigungsarm 4c, eine einstückig mit 

dem Hebel ausgebildete Feder und einen mit dem freie Ende des Betätigungs-

arms 4c mittels eines Zweikomponenten-Spritzgussverfahrens verbundenen 

Griff 5 aufweisen. 

 

Unter „einstückig als Kunststoffspritzgussteil“ entsprechend Merkmal 1.6 ist nicht 

nur ein monolithisches Bauteil zu verstehen. Unter dieses Merkmal fällt auch, 

wenn entsprechend Absatz [0006] der Streitpatentschrift in das Bauteil Einlagen 
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aus Metall, Glasfasern oder Kohlefasern als Lagerbuchsen, Federn oder Verstei-

fungselemente eingespritzt werden. 

 

Nach Merkmal 1.7 weist der Hebel 4 einen die beiden Lagerzapfen 4a verbinden-

den Bereich auf, der entlang der Schwenkachse 4b verläuft. Durch Absatz [0015] 

der Beschreibung des Streitpatents („Die beiden Lagerzapfen 4a fluchten mitei-

nander und bilden eine Schwenkachse 4b zum Verschwenken des Hebels 4“) wird 

für den Fachmann die Position der Schwenkachse definiert. Da der Hebel als ein-

stückiges Kunststoffspritzgussteil ausgebildet ist, liest der Fachmann zwangsläufig 

mit, dass die beiden Lagerzapfen miteinander verbunden sind und in der weiteren 

Folge, dass dieser verbindende Bereich zwangsläufig irgendwie geartet entlang 

der Schwenkachse verläuft, so dass eine materielle Verbindung zwischen den 

beiden Lagerzapfen vorliegt, die sich „entlang“, also in Richtung der Schwenk-

achse, von einem Lagerzapfen zum anderen Lagerzapfen erstreckt. Die Formulie-

rung „entlang“ ist insoweit breit auszulegen, dass offen bleibt, wie genau der ver-

bindende Bereich ausgestaltet ist. Damit könnten auch nicht gezeigte Ausgestal-

tungen unter den Gegenstand des Streitpatents fallen, bei denen z. B. der die bei-

den Lagerzapfen verbindende Bereich des Hebels weitestgehend parallel zur 

Schwenkachse verläuft, aber ohne dass die Schwenkachse in Abweichung zur 

Figur 1 des Streitpatents innerhalb des besagten verbindenden Bereichs des He-

bels verläuft. Entsprechend diesen beiden möglichen Ausgestaltungen ist es für 

den Fachmann auch klar ersichtlich, dass bei Betätigung des Hebels im verbin-

denden Bereich des Hebels je nach Ausgestaltung entweder hauptsächlich Dreh-

moment- bzw. Torsionsbelastungen (Schwenkachse verläuft innerhalb des verbin-

denden Bereichs des Hebels) oder Biegemomente (Schwenkachse verläuft au-

ßerhalb parallel zum verbindenden Bereichs des Hebels) auftreten. 

 

Nach Merkmal M1.8 weist zumindest der verbindende Bereich nach Merkmal 1.7 

eine Rippenstruktur auf. Dementsprechend muss der Bereich zwischen den La-

gerzapfen die Rippenstrukturen aufweisen, während zum Beispiel entsprechend 
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der Figur 1, andere Bereiche, wie z. B. die Dämpfungselemente 4e, der An-

schlag 4f, die Feder 4g und der Handgriff keine Rippenstruktur aufweisen müssen. 

 

2. Die Frage der von den Parteien diskutierten Zulässigkeit von Patentan-

spruch 1 nach Hauptantrag und Hilfsantrag 1 bis 5 hinsichtlich einer unzulässigen 

Erweiterung der ursprünglichen Offenbarung kann wegen der jeweils fehlenden 

Patentfähigkeit des Patentanspruchs 1 nach Hauptantrag und Hilfsantrag 1 bis 5 

dahingestellt bleiben. 

 

3. Auch die Neuheit des geltenden Patentanspruchs 1 nach Hauptantrag 

gegenüber dem im Prüfungs- und Einspruchsverfahren bekannt gewordenen 

Stand der Technik kann dahingestellt bleiben, da der Gegenstand des Patentan-

spruchs 1 nach Hauptantrag nicht auf einer erfinderischen Tätigkeit beruht. 

 

Die E2 zeigt in Figur 3 einen Fahrzeugsitz 2 mit einer Längseinsteller-Entriege-

lungsvorrichtung mit einer Schwenkachse 30 mit zwei Lagerzapfen 35, 36, einem 

Betätigungsarm 31 und zwei Entriegelungsarmen 33, 34 zum Entriegeln einer Ver-

riegelungsvorrichtung 11 des Sitzlängseinstellers, welche zusammen einen He-

bel 3 bilden (M1.1 bis M1.5), wobei der Hebel 3 einstückig als Kunststoffspritz-

gussteil ausgebildet ist (Patentansprüche 9, 28, M 1.6), und der Hebel 3 einen die 

beiden Lagerzapfen 35, 36 verbindenden Bereich 30 aufweist, der entlang der 

Schwenkachse verläuft. 

 

Die E2 zeigt in Figur 4 weiterhin eine alternative Ausgestaltung einer Längsein-

steller-Entriegelungsvorrichtung mit einer Schwenkachse mit zwei Lagerzapfen 45, 

einem Betätigungsarm 40 und zwei Entriegelungsarmen 41, 42 zum Entriegeln 

einer Verriegelungsvorrichtung 11 eines Sitzlängseinstellers, welche zusammen 

einen U-förmigen Hebel bilden (M1.1 bis M1.5), wobei der Hebel einstückig als 

Kunststoffspritzgussteil ausgebildet ist (Patentansprüche 9, 28, M 1.6), und der 

Hebel einen die beiden Lagerzapfen 45 verbindenden Bereich 40, 41, 42 aufweist, 
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der im Wesentlichen parallel zur Schwenkachse und damit entsprechend der 

Auslegung entlang der Schwenkachse verläuft. 

 

Damit zeigen beide Ausführungsbeispiele der E2 eine Längseinsteller-Entriege-

lungsvorrichtung mit dem Merkmalen 1.1 bis 1.7, die jeweils nur keine Ausgestal-

tung des Bereichs 30 mit einer Rippenstruktur gemäß Merkmal 1.8 aufweisen. 

 

Der Fachmann im Bereich des Fahrzeugbaus, der immer die weitere Optimierung 

des Herstellverfahrens zur Kostenreduzierung im Blick hat, bemüht sich selbstver-

ständlich darum, die Gestaltung der eingesetzten Komponenten dahingehend zu 

verbessern, dass bei einer erforderlichen Reduzierung von Gewicht und Platzbe-

darf der Komponenten die mechanischen Eigenschaften der Komponenten wie 

Festigkeit und Torsionsteifigkeit zumindest beibehalten oder sogar erhöht werden. 

Dazu bedient sich der Fachmann einerseits seines fachmännischen Wissens und 

sieht sich andererseits im Stand der Technik um. 

 

Für den Fall, dass es bei den in der E2 gezeigten Hebeln zu Festigkeitsproblemen 

kommt, sucht der Fachmann dabei nach Lösungen, wie er die Festigkeit der Hebel 

erhöhen kann, ohne die Bauteile schwerer oder größer zu gestalten. Der Fach-

mann weiß dabei, dass er die Festigkeit von spritzgegossenen hohlzylindrischen 

Bauteilen entsprechend der E2 ohne eine wesentliche Gewichtserhöhung durch 

eine Vergrößerung der Wandstärke nur verbessern kann, indem er den Quer-

schnitt des Hebels vergrößert. Dieses Vorgehen könnte aber im Bereich der Ent-

riegelungsarme und der Verriegelungsvorrichtung zu Bauraumproblemen führen. 

 

Dem Fachmann ist aber auch bekannt, dass mit Rippenstrukturen gewichtsredu-

zierte Komponenten geschaffen werden können, die hinsichtlich ihrer mechani-

schen Eigenschaften mit massiven Komponenten gleichwertig sind (vgl. W5, 

S.176+183). Weiterhin erhält der Fachmann auch aus dem Stand der Technik den 

Hinweis, dass durch die Verwendung einer Rippenstruktur bzw. Gitterstruktur auf 

materialsparende Art und Weise Spritzgussteile aus Kunststoff gefertigt werden 
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können, die stabil, insbesondere jedoch auch biege- und verwindungssteif bzw. 

torsionssteif sind (vgl. D6, Absatz [0010] sowie E5, Sp. 1, Z. 33 bis 49). 

 

Die Patentinhaberin verweist diesbezüglich darauf, dass der Fachmann aus dem 

Stand der Technik keinen Hinweis darauf erhält, torsionsbelastete Bauteile wie 

den Hebel des Streitpatents mit einer Rippenstruktur zu versehen, und es daher 

am Anmeldetag des Streitpatentes für den Fachmann keine Anregungen gab, den 

streitpatentgemäßen Hebel mit einer Rippenstruktur zu versehen. 

 

Dieser Auffassung vermag sich der Senat nicht anzuschließen. Einerseits ist der 

Gegenstand des Anspruchs 1 nicht auf einen Hebel beschränkt, dessen die bei-

den Lagerzapfen verbindender Bereich entlang der Schwenkachse verläuft und 

mit der Schwenkachse zusammenfällt und daher einer Torsionsbelastung unter-

liegt (vgl. Ausführung zur Auslegung des Merkmals 1.7), sondern umfasst auch 

Hebel entsprechend der Figur 4 der E2, in denen im Wesentlichen nur Biegespan-

nungen auftreten. Weiterhin verweisen auch sowohl die D6 als auch die D5 auf die 

Möglichkeit, Bauteile mit einer Rippenstruktur zu versehen, die ungeachtet dieser 

Ausführung trotzdem biege- und verwindungssteif bzw. torsionssteif sind. 

 

Daher kann in der Übertragung der dem Fachmann sowohl aus seinem Fachwis-

sen als auch dem Stand der Technik bekannten technischen Maßnahme, Bauteile 

und Komponenten zur Verbesserung der mechanischen Eigenschaften zur Ge-

wichts- bzw. Bauraumreduzierung mit einer gewichtssparenden Rippenstruktur 

auszugestalten, dahingehend auf den Entriegelungshebel der E2, dass zumindest 

der die beiden Lagerzapfen verbindende, entlang der Schwenkachse verlaufende 

Bereich des Hebels mit einer Rippenstruktur versehen wird, keine erfinderische 

Tätigkeit, sondern nur eine dem Fachmann im Rahmen seines Fachwissens- und 

Fachkönnens mögliche konstruktive Modifikation bzw. eine fachübliche Vorge-

hensweise gesehen werden, ohne dass dieser hätte erfinderisch tätig werden 

müssen. 
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Somit gelangt der Fachmann, ausgehend von E2 unter Berücksichtigung des ge-

nannten Stands der Technik und seines Fachwissens und Fachkönnens in nahe-

liegender Weise zum Gegenstand des Anspruchs 1 nach Hauptantrag. 

 

3. Der Anspruch 1 nach Hilfsantrag 1 unterscheidet sich gegenüber dem 

Hauptantrag darin, dass im Merkmal 1.8 der Begriff „zumindest“ gestrichen wurde. 

Durch diese Streichung wird jedoch auch beim Anspruch 1 nach Hilfsantrag 1 

nicht ausgeschlossen, dass entsprechend dem Anspruchs 1 nach Hauptantrag 

auch andere, gegebenenfalls alle Teile des Hebels neben dem die beiden Lager-

zapfen verbindenden Bereich eine Rippenstruktur aufweisen können. Daher un-

terscheidet sich der Gegenstand des Anspruchs 1 nach Hilfsantrag 1 inhaltlich 

nicht von Gegenstand des Anspruchs 1 nach Hauptantrag und beruht damit 

ebenso nicht auf einer erfinderischen Tätigkeit, da der Fachmann, ausgehend von 

E2 unter Berücksichtigung des genannten Stands der Technik und seines Fach-

wissens und Fachkönnens in naheliegender Weise zum Gegenstand des An-

spruchs 1 gemäß Hilfsantrag 1 gelangt. 

 

4. Der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag 2 unterscheidet sich vom Hilfsan-

trag 1 darin, dass er durch das zusätzliche Merkmal 1.9 „und wobei der gesamte 

Hebel (4) eine Rippenstruktur aufweist“ ergänzt wurde. 

 

Die Frage, welche Bestandteile des Hebels in Abhängigkeit von der konkreten 

Ausgestaltung und mechanischen Belastung mit einer Rippenstruktur versehen 

werden, liegt entsprechend den jeweiligen spezifischen Anforderungen im Griffbe-

reich des Fachmanns und wird daher vom Fachmann in Kenntnis des Stands der 

Technik im Rahmen seiner fachmännischen Tätigkeit festgelegt. Diese fachübliche 

Vorgehensweise kann daher das Vorliegen einer erfinderischen Tätigkeit nicht 

begründen womit der Fachmann, ausgehend von E2 unter Berücksichtigung des 

genannten Stands der Technik und seines Fachwissens und Fachkönnens in na-

heliegender Weise auch zum Gegenstand des Anspruchs 1 gemäß Hilfsantrag 2 

gelangt. 



- 13 - 

5. Der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag 3 unterscheidet sich vom Hilfsan-

trag 1 darin, dass der Anspruch durch das nach dem Merkmal 1.5 eingefügte, zu-

sätzliche Merkmal 1.5, „wobei die zwei Lagerzapfen (4a) miteinander fluchten und 

die Schwenkachse (4b) zum Verschwenken des Hebels (4) bilden,“ ergänzt 

wurde. 

 

Dieses Merkmal ist jedoch schon aus dem nächstkommenden Stand der Technik 

nach der E2 (Figuren 3 und 4) bekannt. 

 

Daher beruht Gegenstand des Anspruchs 1 nach Hilfsantrag 3 analog zu den 

Ausführungen zum Hilfsantrag 1 auch nicht auf einer erfinderischen Tätigkeit, da 

der Fachmann, ausgehend von E2 unter Berücksichtigung des genannten Stands 

der Technik und seines Fachwissens und Fachkönnens in naheliegender Weise 

zum Gegenstand des Anspruchs 1 gemäß Hilfsantrag 3 gelangt. 

 

6. Der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag 4 unterscheidet sich vom Patentan-

spruch 1 nach Hauptantrag dadurch, dass das Merkmal 1.8 durch das präzisierte 

Merkmal 1.8‘‘ „und dieser die Lagerzapfen (4a) verbindende Bereich, der Betäti-

gungsarm (4c) und der Entriegelungsarm (4d) eine Rippenstruktur aufweisen“ er-

setzt wurde. 

 

Entsprechend den Ausführungen zum Hilfsantrag 2, wonach in der Auswahl, wel-

che Bestandteile des Hebels in Abhängigkeit von der konkreten Ausgestaltung 

und mechanischen Belastung mit einer Rippenstruktur versehen werden, nur eine 

fachübliche Vorgehensweise des Durchschnittsfachmanns im Rahmen seiner Tä-

tigkeit zu sehen ist, gelangt der Fachmann, ausgehend von E2 unter Berücksichti-

gung des genannten Stands der Technik und seines Fachwissens und Fachkön-

nens in naheliegender Weise auch zum Gegenstand des Anspruchs 1 gemäß 

Hilfsantrag 4, womit der Gegenstand des Anspruchs 1 nach Hilfsantrag 4 nicht auf 

einer erfinderischen Tätigkeit beruht. 
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7. Der Patentanspruch 1 nach Hilfsantrag 5 unterscheidet sich vom Patentan-

spruch 1 nach Hauptantrag dadurch, dass der Anspruch durch das nach dem 

Merkmal 1.5 eingefügte, zusätzliche Merkmal 1.5, „wobei die zwei Lagerzap-

fen (4a) miteinander fluchten und die Schwenkachse (4b) zum Verschwenken des 

Hebels (4) bilden,“ ergänzt wurde und das Merkmal 1.8 durch das präzisierte 

Merkmal 1.8‘‘ „und dieser die Lagerzapfen (4a) verbindende Bereich, der Betäti-

gungsarm (4c) und der Entriegelungsarm (4d) eine Rippenstruktur aufweisen“ er-

setzt wurde. 

 

Da das Merkmal 1.5a aus der E2 bekannt ist und, wie schon wiederholt ausge-

führt, in der Auswahl, welche Bestandteile des Hebels in Abhängigkeit von der 

konkreten Ausgestaltung und mechanischen Belastung mit einer Rippenstruktur 

versehen werden, nur eine fachübliche Vorgehensweise des Durchschnittsfach-

manns im Rahmen seiner Tätigkeit zu sehen ist, gelangt der Fachmann, ausge-

hend von E2 unter Berücksichtigung des genannten Stands der Technik und sei-

nes Fachwissens und Fachkönnens in naheliegender Weise auch zum Gegen-

stand des Anspruchs 1 gemäß Hilfsantrag 5, womit der Gegenstand des An-

spruchs 1 nach Hilfsantrag 5 nicht auf einer erfinderischen Tätigkeit beruht. 

 

Die Beschwerde der Patentinhaberin war daher zurückzuweisen. 

 

 

III. 
 

Rechtsmittelbelehrung 
 

Gegen diesen Beschluss steht dem am Beschwerdeverfahren Beteiligten das 

Rechtsmittel der Rechtsbeschwerde zu. Da der Senat die Rechtsbeschwerde nicht 

zugelassen hat, ist sie nur statthaft, wenn gerügt wird, dass 
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1. das beschließende Gericht nicht vorschriftsmäßig besetzt war, 

2. bei dem Beschluss ein Richter mitgewirkt hat, der von der Ausübung des 

Richteramtes kraft Gesetzes ausgeschlossen oder wegen Besorgnis der 

Befangenheit mit Erfolg abgelehnt war, 

3. einem Beteiligten das rechtliche Gehör versagt war, 

4. ein Beteiligter im Verfahren nicht nach Vorschrift des Gesetzes vertreten war, 

sofern er nicht der Führung des Verfahrens ausdrücklich oder stillschweigend 

zugestimmt hat, 

5. der Beschluss aufgrund einer mündlichen Verhandlung ergangen ist, bei der 

die Vorschriften über die Öffentlichkeit des Verfahrens verletzt worden sind, 

oder 

6. der Beschluss nicht mit Gründen versehen ist. 

 

Die Rechtsbeschwerde ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Beschlus-

ses beim Bundesgerichtshof, Herrenstraße 45 a, 76133 Karlsruhe, durch eine 

beim Bundesgerichtshof zugelassene Rechtsanwältin oder einen beim 

Bundesgerichtshof zugelassenen Rechtsanwalt als Bevollmächtigten schriftlich 

einzulegen. 

 

 

Dr. Zehendner Dr. Huber Hermann Brunn 
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